
AHV-Pflicht als selbstständig erwerbende Person

Wer in der Schweiz selbstständig 
erwerbstätig ist, zahlt auf dem 
Gewinn vierteljährlich AHV-Beiträge. 
Nach Veranlagung der Steuererklä-
rung durch die Steuerverwaltung 
erfolgt eine Meldung des AHV-pflich-
tigen Einkommens und die Ausgleich-
kasse rechnet definitiv ab.

Wer in der Schweiz eine selbstständige 
Tätigkeit ausübt, ist AHV/IV/EO bei­
tragspflichtig. Ab wann jemand als 
selbstständig erwerbend gilt, entschei­
den grundsätzlich die Ausgleichskas­
sen und in besonderen Fällen die SUVA. 
(Siehe auch SVA Zürich selbstständige 
Erwerbstätigkeit, Checkliste mit Ab­
grenzungskriterien)

Sozialversicherungsrechtlich gelten 
Personen als selbstständig erwerbend, 
welche: 

–– Unter eigenem Namen und auf eige­
ne Rechnung wirtschaften

–– Unabhängig sind und das finanziel­
le Risiko alleine tragen

–– Ihre Betriebsorganisation selbst be­
stimmen

–– Für mehrere Auftraggeber tätig sind

Wann beginnt und endet die 
Beitragspflicht bei selbstständig 
Erwerbenden?
Als erwerbstätige Person müssen Sie 
ab dem 1. Januar nach Vollendung des 
17. Altersjahres Beiträge entrichten.

Die Beitragspflicht als selbstständig 
Erwerbender endet bei Aufgabe der 
selbstständigen Erwerbstätigkeit oder 
durch Erreichen des ordentlichen Ren­
tenalters. 

Für Personen, welche nach der Pen­
sionierung weiterhin selbstständig er­
werbend bleiben, gelten besondere Be­
stimmungen.

Wie wird die Höhe der persönlichen 
Beiträge berechnet?
Die Beitragssätze an AHV/IV/EO, wel­
che vom Jahreseinkommen abhängig 
sind, werden nach einer speziellen Bei­
tragsskala berechnet. Die Ausgleichs­
kassen erheben zusätzlich Verwaltungs­
kostenbeiträge von max. 5 Prozent der 
AHV/IV/EO-Beiträge. 

Ab 01.01.2019 muss bei einem Jahres­
einkommen von weniger als Fr. 9500.– 
lediglich der Mindestbetrag von Fr. 482.– 
einbezahlt werden.

Das Total der jährlich geschuldeten 
persönlichen SVA-Beiträge wird auf 
vier Akontobeiträge verteilt, welche 
quartalsweise einbezahlt werden müs­
sen. Werden diese nicht bis zum Quar­

talsende einbezahlt, sind ab dem 1. Tag 
nach Quartalsende, Verzugszinsen ge­
schuldet. Auch auf zu tiefen Akonto­
beiträgen, berechnet die SVA Verzugs­
zinsen. Es lohnt sich deshalb, eine zeit­
nahe Anpassung zu verlangen.

Bezug/Aufschub der AHV-Rente
Der Bezug der Altersrente muss fünf 
bis sechs Monate im Voraus bei Ihrer 
Ausgleichskasse angemeldet werden. 
Auf Wunsch können Altersrenten auch 
vorbezogen werden. Für Frauen ab 
Alter 62 und Männer ab Alter 63. Ein 
früherer Bezug hat eine lebenslange 
Kürzung der AHV-Rente von 6,8 Pro­
zent pro Jahr zur Folge. 

Sehr wichtig zu wissen, wer seine 
Rente bei der SVA aufschieben will, muss 
dies der zuständigen Ausgleichskasse 
mittels Anmeldeformular schriftlich 
innert eines Jahres nach Erreichen 
des ordentlichen Rentenalters mittei­
len.

Individuelles AHV-Konto/ 
Rentenvorausberechnung
Auf diesem Konto werden Ihre jähr­
lichen AHV-pflichtigen Einkommen 
(selbstständig und unselbstständig) und 
Betreuungsgutschriften erfasst. Wurde 
innerhalb eines Jahres nicht jeden Mo­
nat AHV-pflichtiges Einkommen er­
zielt, wird dies bei den Einträgen be­
rücksichtigt. Das individuelle Konto 
dient als Grundlage für die spätere 
AHV/IV-Rentenberechnung. Jahre in de­
nen keine AHV-Beiträge entrichtet wur­
den, führen zu Beitragslücken, welche 
eine lebenslange Rentenkürzung zur 
Folge haben. 

In der Praxis begegnen uns diese  
Fälle
–– ein negatives Einkommen aus selbst­

ständiger Erwerbstätigkeit ohne zu­
sätzliche unselbstständige Erwerbs­
tätigkeiten der Ehepartner 

–– wenn der Ehemann bereits eine AHV-
Altersrente erhält und die Ehefrau 
kein AHV-pflichtiges Einkommen 
erzielt. 
 

Hier gilt es, die Ehefrau bei der SVA als 
Nichterwerbstätige anzumelden, um 
so Beitragslücken zu verhindern. Die 
Höhe der Beiträge für Nichterwerbstä­
tige berechnet sich aus dem Vermögen 
und dem 20-fachen jährlichen Renten­
einkommen des Ehepartners.

Einen Auszug Ihres individuellen 
Kontos oder eine Rentenvorausberech­
nung können Sie bei Ihrer Sozialversi­
cherungsstelle bestellen.

Sind Sie mit einzelnen Einträgen 
nicht einverstanden, so müssen Sie in­
nert 30 Tagen nach Zusendung des 
Kontoauszugs eine Berichtigung ver­
langen. 

Diese muss schriftlich begründet wer­
den mit den entsprechenden Beweis­
dokumenten wie Lohnausweis, Buch­
haltungsabschluss und so weiter.  n

Kompensationsmassnahmen Land- und Waldparzellen 
Flughafen Zürich 

Erhalt der Fruchtfolgeflächen  
ist nicht genügend

Die betroffenen Bewirtschafter und 
Eigentümer von Land- und Waldpar-
zellen sowie der ZBV haben vor 
einem Jahr die ersten Vorschläge für 
die Realisation von den Kompensa-
tionsmassnahmen des Flughafens 
Kenntnis genommen, sich unmittelbar 
eingebracht und ihre Unzufriedenheit 
deutlich zum Ausdruck gebracht.

Einzelne Vorschläge von uns wurden 
aufgenommen, die meisten leider nicht! 

Wir nutzen die Gelegenheit, um un­
sere klaren Forderungen nochmals un­
missverständlich zu formulieren:
–– Von 1996 bis 2000 wurden insgesamt 

82 ha intensiv genutzte Ackerland-
flächen stufenweise zu extensiven 
Wiesenflächen überführt. Wir for­
dern, dass diese freiwillig geleiste­
ten ökologischen Aufwertungen des 
Flughafens nun als AEM angerech­
net werden. 

–– Wir erwarten, dass dem alten Zu­
stand des Glatt-Flussverlaufs eine 
deutlich höhere Gewichtung bei­
gemessen wird. Es ist erstaunlich, 
dass bei sämtlichen Revitalisierun­
gen im Kanton der Wiederherstel­
lung des alten und natürlichen Zu­

standes eine sehr hohe Priorität bei­
gemessen wird – hier aber nicht. 
Deshalb fordern wir eine Neugestal­
tung des Bachverlaufs! 

–– Ferner haben wir kein Verständnis, 
dass bei Infrastrukturbauten von 
nationalen Interessen die sogenann­
ten Kompensationsleitungen eben­
falls innerhalb des Perimeters oder 
zumindest direkt angrenzend um­
gesetzt werden müssen. 

Die ausführliche und detaillierte Presse­
mitteilung kann auf der neuen Home­
page unter www.zbv.ch eingesehen 
werden.
n Pressemitteilung ZBV

Eine erste Einschätzung zur AP 2022+

Akuter Handlungsbedarf

Mit seiner Gesamtschau zur Agrarpo-
litik hat der Bundesrat vor Monaten 
einiges an Unsicherheit und Unver-
ständnis ausgelöst. Eine Ausrichtung 
die nichts, aber auch gar nichts mit 
dem Volkswillen gemäss der Abstim-
mung zur Ernährungssicherheit zu  
tun hat. Deswegen war die ganze 
Branche gespannt auf den Vorschlag 
der Bundesverwaltung zur Agrarpoli-
tik 2022+. 

Positiv betrachtet fällt auf, dass der 
Zahlungsrahmen unverändert bleibt 
und die sehr neoliberalen Ansätze der 
Gesamtschau nur beschränkt einen 
Niederschlag gefunden haben. Das war’s 
dann aber schon!

Negativ fällt auf den ersten Blick die 
Umverteilung der Versorgungsicher­
heitsbeiträge in Betriebspauschalen auf. 
Hier wurde wohl dem BLW bewusst, 
was die Flächenbeiträge in den vergan­
genen Jahren alles angerichtet haben. 
Im Vorfeld der AP 2014+ wurde dies al­
les vehement bestritten! Aber es ist ge­
nauso gekommen, wie die Branche es 
vermutete: Nicht mehr Flächen stan­
den zur Disposition, sondern weniger, 
und die Pachtzinse kamen zunehmend 
unter Druck. Eine Betriebspauschale, 
das ist die verzweifelte Lösung des BLW, 
um Gegensteuer zu geben und klamm­

heimlich die Beiträge zur Versorgungs­
sicherheit umzuverteilen. Eine Ent­
wicklung, die so komplett gegen die 
Volksabstimmung läuft! Bei dieser war 
die Versorgungssicherheit mit heimi­
schen Nahrungsmitteln der Schlüssel 
zu dem mehr als eindeutigen Abstim­
mungsresultat. Weiter fällt auf, dass das 
BLW erstmals das bäuerliche Boden- 
und Pachtrecht unter Beschuss nimmt 
und erste Liberalisierungsschritte vor­
sieht. Hier gibt es nur eins: Wehret den 
Anfängen. Das heutige Gesetz, welches 
sich über Jahre bewährt hat, darf kei­
nesfalls so abgeändert werden, dass die 
Position der Schweizer Bauernfamilien 
geschwächt wird!

Enttäuschend ist auch, dass Bundes­
rat Johann Schneider-Ammann in der 
Vergangenheit die administrative Ver­
einfachung ins Zentrum der Bemühun­
gen der Verwaltung stellte und pau­
senlos Versprechungen machte – lei­

der nur ohne Resultate! Es gibt keinen 
Hinweis darauf, dass die Verwaltung 
bereit ist, diese Versprechen einzulö­
sen – im Gegenteil.

Passend zu dieser ersten groben Ein­
schätzung haben die Delegierten des 
Schweizer Bauernverbands an der Jah­
resversammlung fast einstimmig eine 
Resolution zur Agrarpolitik 22+ verab­
schiedet. Aus Sicht des Dachverbandes 
bringt die erneute Gesetzesreform zu 
wenig Mehrwert, um die damit ver­
bundenen langen Diskussionen in Par­
lament und Öffentlichkeit sowie die 
internen Verteilkämpfe zu rechtfertig­
ten. Die nötigen Änderungen liessen 
sich auch auf Verordnungsebene um­
setzen. Besonders störend ist für den 
SBV, dass der erteilte Volksauftrag nach 
der klaren Annahme des Artikels 104a 
zur Ernährungssicherheit immer noch 
nicht beim Bundesrat angekommen ist. 
Ebenso stösst er sich an den wiederum 
grossen Änderungen im Direktzahlungs­
system und dem Fehlen einer adminis­
trativen Vereinfachung. Die nicht vor­
handene Stabilität der Rahmenbedin­
gungen bindet unnötig unternehmeri­
sche Ressourcen auf den Betrieben.
n Ferdi Hodel, Geschäftsführer ZBV

«Jahre, in denen keine AHV-
Beiträge entrichtet  
wurden, führen zu 

Beitragslücken, welche eine 
lebenslange Renten-

kürzung zur Folge haben.»

Beata Winzeler 
AGRO-Treuhand  
Region Zürich AG

Die aktuellen Vorschläge sind nicht akzeptabel. 
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Als erwerbstätige Person müssen Sie Beiträge an die AHV entrichten. Bild: pixabay
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Die AP 2022+ hat grossen Einfluss auf alle  
Bereiche der Landwirtschaft. Bild: Pixabay

Info
Der SBV hat die Resolution zur AP 2022+ 
an seiner Delegiertenversammlung vom 
22. November verabschiedet. Die verab-
schiedete Resolution des SBV finden Sie 
auf unserer neuen Website www.zbv.ch.  n 
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